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Recht der Förderungsmaßnahmen zugunsten der gewerb-
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BVerwGE: ja 
Übersetzung: nein 

 

 
 
Rechtsquelle/n: 
 
VwGO § 60 Abs. 1 und 2, § 86 Abs. 1 Satz 1 Halbs. 2 
VwVfG § 14 Abs. 3, § 41 Abs. 1 Satz 1 und 2, Abs. 2 Satz 1 und 3 
VwZG § 7 Abs. 1 Satz 2 
 
 
Titelzeile: 
 
Bekanntgabefiktion für an Behörde mit Posteingangsdokumentation adressierten 
Bescheid 
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Bestreitet eine Behörde den Zugang des an sie adressierten, von ihr angefochtenen 
Bescheides und verfügte sie bei Prozessbeginn noch über eine Dokumentation ihres 
Posteingangs im fraglichen Zugangszeitraum, darf das Gericht Zweifel am Zugang im 
Sinne des § 41 Abs. 2 Satz 3 Halbs. 2 VwVfG verneinen, wenn die Behörde die Vorlage 
der Dokumentation unter Berufung auf deren Verlust verweigert, ohne darzutun, 
dass sie diesen nicht zu vertreten hat. 
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hat der 8. Senat des Bundesverwaltungsgerichts  
auf die mündliche Verhandlung vom 21. September 2022 
durch die Vorsitzende Richterin am Bundesverwaltungsgericht Dr. Held-Daab, 
die Richterinnen am Bundesverwaltungsgericht Hoock und Dr. Rublack sowie  
die Richter am Bundesverwaltungsgericht Dr. Seegmüller und Dr. Meister 
 
 
für Recht erkannt: 
 
 

Die Revision wird zurückgewiesen. 
 
Die Klägerin trägt die Kosten des Revisionsverfahrens. 

 
 
 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Die Klägerin, eine amtsangehörige Stadt in Mecklenburg-Vorpommern, wendet 

sich gegen einen subventionsrechtlichen Zinsbescheid.  

 

Der Beklagte gewährte ihr eine Zuwendung für ihre Schmutzwasserkanalisation. 

Die Klägerin verbrauchte den von ihr abgeforderten Zuwendungsbetrag nur 

zum Teil. Mit Änderungsbescheid vom 12. Oktober 2011 verringerte der Be-

klagte seine Zuwendung entsprechend und hörte die Klägerin zur beabsichtig-

ten Erhebung von Erstattungsbegleitzinsen und Vorgriffszinsen in Höhe von 

insgesamt 15 630,43 € an. Daraufhin meldete sich für die Klägerin ein anwaltli-

cher Bevollmächtigter, kündigte die Nachreichung einer Vollmacht an und be-

antragte unter anderem Akteneinsicht sowie die Verlängerung der Anhörungs-

frist. Der Beklagte gewährte ihm Akteneinsicht und verlängerte die Anhörungs-

frist ihm gegenüber bis zum 22. Dezember 2011.  
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Einen Antrag des Bevollmächtigten vom 22. Dezember 2011 auf weitere Verlän-

gerung der Anhörungsfrist lehnte der Beklagte mit Schreiben vom 28. Dezem-

ber 2011 ab und teilte ihm mit, der Zinsbescheid ergehe mit Datum vom heuti-

gen Tage. Seinen am 28. Dezember 2011 erlassenen Zinsbescheid adressierte 

der Beklagte unmittelbar an die Klägerin über das für sie zuständige Amt und 

gab ihn zum Versand mit einfacher Post an seine Poststelle, die auf der Akten-

verfügung einen Absendestempel anbrachte.  

 

Auf die Nachfrage des Bevollmächtigten vom 3. Februar 2012, wann mit einem 

Zinsbescheid gerechnet werden könne, übermittelte der Beklagte ihm den an die 

Klägerin adressierten Bescheid vom 28. Dezember 2011. Die Klägerin hat am 

8. Februar 2012 Klage gegen den Bescheid erhoben und vorsorglich Wiederein-

setzung in die Klagefrist beantragt. Der Bescheid sei ihr nicht zugegangen. Des-

halb greife die gesetzliche Fiktion des Zugangs drei Tage nach seiner Absendung 

in ihrem Fall nicht ein. Zudem sei die Bekanntgabe unmittelbar an sie und nicht 

an ihren Bevollmächtigten ermessensfehlerhaft gewesen.  

 

Das Verwaltungsgericht hat durch Zwischenurteil entschieden, die Klage sei zu-

lässig. Im Berufungsverfahren hat die Klägerin auf gerichtliche Verfügung mit-

geteilt, der Posteingang sei beim Amt im fraglichen Zeitraum über ein Postbuch 

erfasst worden. Auf die anschließende gerichtliche Anforderung der Postbücher 

von 2011 und 2012 hat sie erklärt, diese seien nicht vorhanden. Das Oberverwal-

tungsgericht hat die Entscheidung des Verwaltungsgerichts geändert und die 

Klage abgewiesen. Der Zinsbescheid sei gemäß § 41 Abs. 2 Satz 2 VwVfG als am 

31. Dezember 2011 zugegangen anzusehen. Die Ausnahme des § 41 Abs. 2 Satz 3 

VwVfG von der gesetzlichen Bekanntgabefiktion greife nicht ein, denn der klä-

gerische Vortrag begründe noch keine Zweifel am Zugang des Verwaltungsakts. 

Da der Zugang von Anfang an umstritten gewesen sei, hätte die Klägerin das 

Postbuch aufbewahren müssen. Sie trage deshalb die Verantwortung für die feh-

lende Möglichkeit der Aufklärung. Der Bescheid sei ihr ermessensfehlerfrei be-

kanntgegeben worden. Eine Wiedereinsetzung in die Klagefrist scheide aus, weil 

diese nicht unverschuldet versäumt worden sei.  
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Zur Begründung ihrer Revision macht die Klägerin geltend, das Berufungsurteil 

kehre die Beweislast rechtsfehlerhaft zu ihren Lasten um. Sie sei weder zur Füh-

rung noch zur Aufbewahrung des – nach ihren Angaben in der Revisionsver-

handlung bei Prozessbeginn noch vorhandenen – Postbuches verpflichtet gewe-

sen. Überdies sei die für solche Bücher geltende fünfjährige Aufbewahrungsfrist 

im Zeitpunkt der gerichtlichen Aufklärungsverfügung abgelaufen gewesen. Das 

Risiko der Nichterweislichkeit des Zugangs des mit einfacher Post versandten 

Bescheides trage nach § 41 Abs. 2 VwVfG der Beklagte.  

 

Die Klägerin beantragt,  

 

das Urteil des Oberverwaltungsgerichts Mecklenburg-Vor-
pommern vom 28. Oktober 2020 zu ändern und die Beru-
fung zurückzuweisen. 

 

Der Beklagte beantragt, 

 

die Revision zurückzuweisen. 
 

Er verteidigt das Berufungsurteil.  

 

II 

 

Die zulässige Revision ist unbegründet. Das Berufungsurteil hat die Zulässigkeit 

der Klage in Übereinstimmung mit revisiblem Recht wegen Überschreitens der 

Klagefrist verneint. Diese ist ab der Bekanntgabe des Bescheides (§ 74 Abs. 1 

Satz 2 VwGO) und damit ab dem Zugang des Zinsbescheides bei der Klägerin zu 

berechnen. Der Beklagte hat der Klägerin den Bescheid wirksam bekanntgege-

ben (1.). Dessen Zugang drei Tage nach seiner Absendung wird gesetzlich fin-

giert, weil das Berufungsgericht Zweifel an ihm ohne Verletzung revisiblen 

Rechts verneint hat (2.). Eine Wiedereinsetzung in die Klagefrist scheidet wegen 

verschuldeter Fristversäumnis aus (3.). 

 

1. Die Klagefrist begann mit der Bekanntgabe des Bescheides an die Klägerin 

über das für sie zuständige Amt zu laufen. Diese Bekanntgabe war wirksam.  
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Nach § 41 Abs. 1 Satz 1 VwVfG ist ein Verwaltungsakt demjenigen Beteiligten be-

kanntzugeben, für den er bestimmt ist oder der von ihm betroffen wird. Ist ein 

Bevollmächtigter bestellt, so kann die Bekanntgabe nach Satz 2 der Norm ihm 

gegenüber vorgenommen werden. Diese Regelung räumt der Behörde pflichtge-

mäß auszuübendes Ermessen bei der Auswahl des Bekanntgabeadressaten ein, 

ohne einer Bekanntgabe gegenüber dem Bevollmächtigten den Vorrang einzu-

räumen. Sie verdrängt als Sonderregelung für verfahrensbeendende Entschei-

dungen die Regelung des § 14 Abs. 3 VwVfG, wonach sich die Behörde im Ver-

waltungsverfahren an einen bestellten Bevollmächtigten wenden soll. § 41 Abs. 1 

Satz 2 VwVfG schränkt daher die Wirksamkeit der Bekanntgabe des Verwal-

tungsakts unmittelbar an den Betroffenen nicht ein, sondern erweitert die 

Handlungsmöglichkeiten der Behörde um diejenige, den Verwaltungsakt dem 

Bevollmächtigten bekanntzugeben (vgl. zu alledem BVerwG, Urteil vom 30. Ok-

tober 1997 - 3 C 35.96 - BVerwGE 105, 288 <292 ff.>). Mit dieser Regelung 

wollte der Gesetzgeber klarstellen, dass eine Bekanntgabe an den Bevollmäch-

tigten zulässig ist (vgl. den Bericht des Innenausschusses vom 18. Dezember 

1975, BT-Drs. 7/4494 S. 8). Dass damit keine Pflicht zur vorrangigen Bekannt-

gabe an den Bevollmächtigten eingeführt werden sollte, bestätigt neben dem 

Wortlaut des § 41 Abs. 1 Satz 2 VwVfG auch das Scheitern einer Regelungsinitia-

tive, eine solche Pflicht in der Parallelregelung des § 37 Abs. 1 SGB X zu veran-

kern (vgl. BT-Drs. 8/4022 S. 24; BT-Drs. 8/4330 S. 2; Mutschler, in: Kasseler 

Kommentar Sozialversicherungsrecht, Stand Dezember 2021, § 37 SGB X Rn. 13 

m. w. N.). 

 

Der Beklagte hat sein Ermessen gemäß § 41 Abs. 1 Satz 2 VwVfG fehlerfrei zu-

gunsten einer Bekanntgabe des Zinsbescheides unmittelbar an die Klägerin aus-

geübt. Da ihm keine schriftliche Vollmacht vorgelegt worden war, bedarf keiner 

Erwägung, ob und gegebenenfalls inwieweit sein Ermessen in diesem Fall bei 

Übertragbarkeit des Rechtsgedankens aus der § 7 Abs. 1 Satz 2 VwZG entspre-

chenden Zustellungsregelung des § 101 Abs. 1 Satz 2 VwVfG MV zugunsten einer 

Bekanntgabe an den Bevollmächtigten beschränkt gewesen sein könnte. Dass 

der Beklagte zuvor mit dem Bevollmächtigten der Klägerin korrespondiert und 

ihm Akteneinsicht gewährt hatte, reduzierte sein Ermessen nicht auf eine Be-

kanntgabe an ihn. Die Ermessensgrenze des Willkürverbots wäre überschritten, 
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wenn der Beklagte Verwaltungsakte bislang stets dem Bevollmächtigten gegen-

über bekanntgegeben hätte und während des Verfahrens ohne sachlichen Grund 

zu einer Bekanntgabe unmittelbar an die Klägerin übergegangen wäre (vgl. für 

Zustellungen BFH, Urteil vom 3. Februar 2004 - VII R 30/03 - BFHE 204, 403 

Rn. 22 f.; OVG Lüneburg, Beschluss vom 29. November 2007 - 11 LA 172/07 - 

InfAuslR 2008, 78 f.). Das war hier jedoch nicht der Fall. Die Bescheide in dem 

subventionsrechtlichen Verwaltungsverfahren wurden zuvor ebenfalls der Klä-

gerin – teilweise über das für sie zuständige Amt – bekanntgegeben. Die Kläge-

rin musste als eine mit den verwaltungsverfahrensrechtlichen Regelungen be-

sonders vertraute Behörde daher mit einer Bekanntgabe unmittelbar an sich 

selbst rechnen. 

 

2. Das Oberverwaltungsgericht ist in tatrichterlicher Würdigung des von ihm 

festgestellten Sachverhaltes und des Vortrages der Klägerin von einer Bekannt-

gabe des Zinsbescheides am dritten Tage nach seiner Absendung durch den Be-

klagten ausgegangen. Diese Annahme steht in Einklang mit revisiblem Recht.  

 

Gemäß § 41 Abs. 2 Satz 1 VwVfG gilt ein schriftlicher Verwaltungsakt am dritten 

Tag nach seiner Aufgabe zur Post als bekanntgegeben. Nach Satz 3 der Norm 

gilt dies jedoch nicht, wenn der Verwaltungsakt nicht oder zu einem späteren 

Zeitpunkt zugegangen ist; im Zweifel hat die Behörde den Zugang des Verwal-

tungsakts und den Zeitpunkt des Zugangs nachzuweisen. Als Datum der Auf-

gabe zur Post hat das Berufungsgericht den 28. Dezember 2011 festgestellt. Da-

gegen hat die Klägerin keine wirksamen Verfahrensrügen erhoben. Ausgehend 

hiervon ist nach der Fiktionsregelung des § 41 Abs. 2 Satz 1 VwVfG eine Be-

kanntgabe des Bescheides an sie am 31. Dezember 2011 anzunehmen. Zweifel 

am Zugang, derentwegen dem Beklagten davon abweichend nach Satz 3 der Re-

gelung der Nachweis des Zugangs obläge, hat das Berufungsgericht verneint. 

Dagegen ist revisionsrechtlich nichts zu erinnern.  

 

Ob Zweifel im Sinne von § 41 Abs. 2 Satz 3 VwVfG am Zugang eines Verwal-

tungsakts bestehen, unterliegt der gerichtlichen Überprüfung. Zweifel im Sinne 

der Regelung sind schon dann gegeben, wenn das Tatsachengericht den Zugang 

des Verwaltungsakts für ungewiss hält. Bestreitet der Kläger den Zugang, hat 

das Gericht die Glaubhaftigkeit seines Vortrages und seine Glaubwürdigkeit zu 
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bewerten. Zur Darlegung von Zweifeln im Sinne von § 41 Abs. 2 Satz 3 VwVfG 

genügt regelmäßig das einfache Bestreiten des Zugangs, weil einem Adressaten, 

der den Zugang überhaupt bestreitet, anders als bei verspätetem Zugang eine 

weitere Substantiierung typischerweise nicht möglich ist (zu § 122 Abs. 2 AO 

vgl. BVerwG, Urteil vom 15. Juni 2016 - 9 C 19.15 - BVerwGE 155, 241 Rn. 18; 

BFH, Urteil vom 14. März 1989 - VII R 75/85 - BFHE 156, 66 <71> und Be-

schluss vom 14. Februar 2008 - X B 11/08 - BFH/NV 2008, 743; zu § 37 Abs. 2 

SGB X vgl. BSG, Urteil vom 26. Juli 2007 - B 13 R 4/06 R - SozR 4-2600 § 115 

SGB VI Nr. 2 Rn. 20). In aller Regel liegen die Umstände der Postbeförderung 

und -zustellung, aus denen sich Schlüsse auf den Zugang oder Nichtzugang ei-

nes mit einfacher Post versandten Bescheides ziehen ließen, außerhalb der 

Sphäre des Klägers, so dass er aufgrund eigener Wahrnehmung nicht mehr vor-

tragen kann als die Tatsache, den Bescheid nicht erhalten zu haben.  

 

Anders liegt der Fall jedoch bei einem behördlichen Adressaten, der – wie hier – 

im fraglichen Zugangszeitpunkt eine Posteingangsdokumentation geführt hat. 

Sie ermöglicht es, den behaupteten Nichtzugang des Bescheides mit dem Fehlen 

eines Eintrags der Sendung in die Eingangsdokumentation zu substantiieren 

und diese – gegebenenfalls auszugsweise – vorzulegen. Diese Möglichkeit, kon-

krete Indizien für das Fehlen eines Zugangs vorzutragen, begründet für den Ad-

ressaten eine Darlegungsobliegenheit, deren Nichterfüllung das Tatsachenge-

richt je nach Lage der Umstände im Einzelfall zu seinen Lasten würdigen darf. 

Das gilt auch, wenn der behördliche Adressat die Vorlage der Eingangsdoku-

mentation mit der Begründung verweigert, sie sei während des Verwaltungspro-

zesses in Verlust geraten, und keine Umstände vorträgt, aus denen sich ergibt, 

dass er diesen Verlust nicht zu vertreten hat. Mit Beginn des Verwaltungsstreit-

verfahrens entsteht ein Prozessrechtsverhältnis, in dem die Beteiligten zur Mit-

wirkung an der Sachaufklärung gemäß § 86 Abs. 1 VwGO verpflichtet sind. Da-

her obliegt es einer Behörde, die den Zugang des von ihr beklagten, an sie adres-

sierten Bescheides bestreitet, ihre bei Prozessbeginn noch vorhandene Ein-

gangsdokumentation als Beweismittel für das Gericht vorzuhalten und vor einer 

Vernichtung oder einem Verlust zu sichern, sofern sie für die Aufklärung des be-

strittenen Zugangs des Bescheides erkennbar entscheidungsrelevant ist. Diese 

Pflicht läuft entgegen dem Revisionsvorbringen der Klägerin nicht auf eine § 41 
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Abs. 2 Satz 3 VwVfG zuwiderlaufende Beweislastumkehr zum Nachteil des Ad-

ressaten hinaus, der den Zugang bestreitet. Die Beweislast für den Zugang trifft 

die Behörde, die den Bescheid erlassen hat, wenn Zweifel am Zugang bestehen. 

Dem Adressaten obliegt es nur, diese Zweifel darzutun, und nicht etwa, die ne-

gative Tatsache des fehlenden Zugangs zu beweisen.  

 

Kann vom Adressaten über das regelmäßig ausreichende einfache Bestreiten des 

Zugangs hinaus – wie hier – auch die Vorlage in seiner Sphäre angefallener In-

dizien gegen einen Zugang verlangt werden, entsprechen die Darlegungsoblie-

genheit und die Aufbewahrungspflicht hinsichtlich solcher Umstände, die aus-

schließlich in seiner Sphäre liegen und deren Aufklärung notwendigerweise 

seine Mitwirkung voraussetzt, der Mitwirkungspflicht der Beteiligten aus § 86 

Abs. 1 Satz 1 Halbs. 2 VwGO bei der Sachverhaltsermittlung. Ihre Verletzung 

kann die Anforderungen an die Amtsermittlungspflicht des Gerichts herabset-

zen, die dort endet, wo das Vorbringen des Klägers keinen tatsächlichen Anlass 

zu weiterer Sachaufklärung bietet. Zugleich kann sie bei der tatrichterlichen 

Sachverhalts- und Beweiswürdigung zum Nachteil des Betroffenen berücksich-

tigt werden (vgl. BVerwG, Urteile vom 29. Juni 1999 - 9 C 36.98 - BVerwGE 

109, 174 <177> und vom 30. Januar 2013 - 9 C 11.11 - BVerwGE 145, 354 Rn. 28; 

Schübel-Pfister, in: Eyermann, VwGO, 16. Aufl. 2022, § 86 Rn. 45).  

 

Im Einklang mit diesen Grundsätzen hat das Berufungsgericht den Vortrag der 

Klägerin im Berufungsverfahren, im fraglichen Zugangszeitraum ein Postbuch 

geführt zu haben, und den Umstand, dass es auf gerichtliche Aufforderung we-

gen zwischenzeitlichen Verlusts nicht vorgelegt wurde, ohne dass Entschuldi-

gungsgründe vorgetragen oder erkennbar wurden, der Sache nach als Verlet-

zung ihrer prozessualen Pflicht zur Mitwirkung an der Sachaufklärung gewertet 

und bei seiner tatrichterlichen Beweiswürdigung zu ihren Lasten berücksichtigt. 

Gegen seine Bewertung, der Vortrag der Klägerin begründe noch keine Zweifel 

am Zugang des Zinsbescheides, ist revisionsrechtlich nichts zu erinnern. Damit 

greift im Falle der Klägerin die Fiktion des § 41 Abs. 2 Satz 1 VwVfG ein. Ist des-

halb von einer Bekanntgabe des Bescheides am 31. Dezember 2011 auszugehen, 

lief die Klagefrist gegen ihn gemäß § 74 Abs. 1 Satz 2 VwGO am 31. Januar 2012 

ab. Die erst am 8. Februar 2012 erhobene Klage ist verspätet erhoben worden.  
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3. Das Berufungsgericht hat eine Wiedereinsetzung in die versäumte Klagefrist 

ohne Verstoß gegen Bundesrecht abgelehnt. Zwar hat die Klägerin eine Wieder-

einsetzung innerhalb von zwei Wochen nach Kenntnis ihres Bevollmächtigten 

vom Erlass des angegriffenen Bescheides beantragt (§ 60 Abs. 2 Satz 1 VwGO). 

Sie war jedoch nicht ohne Verschulden an der Einhaltung der Klagefrist gehin-

dert (§ 60 Abs. 1 VwGO). Ein Verschulden im Sinne von § 60 Abs. 1 VwGO liegt 

vor, wenn der Betroffene diejenige Sorgfalt außer Acht lässt, die für einen gewis-

senhaften und seine Rechte und Pflichten sachgemäß wahrnehmenden Prozess-

führenden im Hinblick auf die Fristwahrung geboten ist und ihm nach den ge-

samten Umständen des konkreten Falls zuzumuten war. Nach diesen Grundsät-

zen war die Versäumung der Klagefrist hier verschuldet, weil der Bevollmäch-

tigte der Klägerin es unterlassen hat, sich angesichts der Ankündigung des Be-

klagten, am 28. Dezember 2011 einen Zinsbescheid zu erlassen, rechtzeitig vor 

dem bei dessen Versendung am selben Tag frühestmöglichen Ablauf der Klage-

frist vorsorglich bei seiner Mandantin oder dem Beklagten nach einem solchen 

Bescheid zu erkundigen. Die Klägerin muss sich das Verschulden ihres Bevoll-

mächtigten nach § 173 Satz 1 VwGO i. V. m. § 85 Abs. 2 ZPO zurechnen lassen 

(vgl. BVerwG, Beschluss vom 22. Juni 2022 - 2 C 12.21 - juris Rn. 24 m. w. N.).  

 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 2 VwGO.  

 

 

Dr. Held-Daab     Hoock      Dr. Rublack  

 

   Dr. Seegmüller    Dr. Meister  

 
 

B e s c h l u s s 

 

Der Wert des Streitgegenstandes wird für das Revisionsverfahren auf 

15 630,43 € festgesetzt. 

 

 

Dr. Held-Daab     Hoock      Dr. Rublack  

 

   Dr. Seegmüller    Dr. Meister  
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